
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Wir haben es gehört, jetzt geht es ans Eingemachte – für viele von Euch. 

Wir Arbeitslose sind da schon erheblich weiter... denn wir wurden bereits gezwungen, unser 
Eingemachtes detailliert offen zu legen und Glas für Glas zu vervespern, bevor uns 
überhaupt Hilfe zuteil wurde. 

Aber es sind längst nicht nur die materiellen Nöte, die uns drücken; mindestens so stark wirkt 
die immaterielle Seite: 

Die so genannten „Jobcenter“ – auch dies ja ein Unwort, weil Jobs das Letzte sind, was man 
dort bekommt; es ist, als würde man Bordelle als „Jungfräulichkeitszentren“ bezeichnen – 
diese Jobcenter also sind nichts anderes als gigantische Demütigungsmaschinen – als 
solche sind sie auch von Anfang an gedacht gewesen und – Respekt, Ihr da oben! – als 
solche funktionären sie hervorragend!!! 

Und, um keinerlei Missverständnis aufkommen zu lassen, um eindeutig klar zu machen, wo 
wir stehen: Wir haben nicht vergessen, wem wir das zu „verdanken“ haben, nämlich 

• einer einstmals (lang ist es her!) in Ansätzen sozialdemokratischen Partei und 

• einer Partei, die neben manch richtiger ökologischer Einsicht vergessen hat, dass zur 
Arterhaltung der „Spezies Mensch“ auch soziale Absicherung und Grundrechte 
gehören. 

Es muss viel, sehr viel Wasser den Neckar hinunterfließen, bevor wir überhaupt wieder in 
Erwägung ziehen können, eine Erklärung von jenen könnte glaubhaft sein. 

Und der Boden wird bereitet für weitere Schweinereien. Fast täglich werden Artikel lanciert – 
nicht nur in der Bild-Zeitung – in denen die nächsten Kürzungen der Sozialausgaben 
„angesichts der Krise“ andiskutiert und angekündigt werden. 

Wir sind halt nur notleidende Menschen und keine notleidenden Banken. Wir sind nicht 
„systemisch“ – wenn ich dieses Unwort betrachte, bin ich auch ausgesprochen dankbar 
dafür. So etwas will ich wirklich nicht sein! 

Und dann befürchten manche, es könne soziale Unruhen geben. Unsere große Befürchtung 
ist, dass es keine sozialen Unruhen geben wird: 

• Wir wollen soziale Unruhen!!! 

• Wir wollen, dass sich die Armen nicht mehr alle Sauereien gefallen lassen!!! 

• Wir wollen, dass sich endlich mehr dagegen wehren. 

Aus Artikel 20 des Grundgesetzes: 

„(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat...    

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.“ 

Es war meine bewusste Entscheidung, diese Zitate nicht an den Anfang meiner Rede zu 
stellen – viel zu leicht hätte man meinen können, dies wäre der Einleitungswitz aus der 
Zauberkiste der Rhetorik. Es gibt noch ein paar Relikte dieser Bestimmungen, aber 
zunehmend halten sich unsere Feinde nicht einmal an ihre eigenen Gesetze. 

So verweigert das Jobcenter – unter Anweisung und Anleitung des Landrats – immer mehr 
Betroffenen, ihre Kosten für Unterkunft in vollem Ausmaß zu übernehmen. Diese sollten sich 
gefälligst billigere Wohnungen suchen – unabhängig davon, dass es diese in Tübingen gar 
nicht gibt.  

Als Grundlage dienen dabei die Mietobergrenzen nach dem alten Wohngeldgesetz. Das 
Bundessozialgericht hat bereits 2006 geurteilt, diese Praxis sei unzulässig. Doch was 
kümmert den Landrat das Recht und die Rechtsprechung? 



Das einzige was „unseren“ Landrat und die ihn stützende Mehrheit von gesetzlosen 
Desperados in drittklassigen Italo-Western unterscheidet, ist dass sich der Herr zu fein ist, 
auch noch pistolenballernd durch die Stadt zu reiten.  

Den Betroffenen bleibt nur die Wahl, wohnungslos zu werden oder die Differenz von ihren 
spärlichen Mitteln zum Lebensunterhalt auch noch zu bestreiten.  

Es bedarf einer Fülle von Maßnahmen, um einen wenigstens etwas sozialeren und 
gerechteren Wohnungsmarkt zu bekommen. Aber ein Mittel hätte ausgereicht, diese 
Existenzbedrohung dieser Allerärmsten aufzuheben – nämlich einen qualifizierten 
Mietspiegel.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Der 1. Mai ist ein Tag der Solidarität. Aber gerade deshalb muss es auch erlaubt sein, vom 
Ausbleiben und Versagen der Solidarität zu sprechen. 

„Uns aus dem Elend zu erlösen, können wir nur selber tun!“ haben wir schon hundertmal 
gesungen. Wohl wahr – aber bislang waren wir der Hoffnung, uns auf die Solidarität einiger 
Organisationen und Personen verlassen zu können. 

Da gab es in ein Tübingen eine Liste, die uns vor der Wahl versprochen hat, 

(ganz wörtlich zitiert!) „Kontrolle des Mietpreisanstiegs durch Erstellung eines qualifizierten 
Mietspiegels“ auszuüben. (Programm der TüLL von 2004) 

Dieses Wahlversprechen wurde von der Mehrheit dieser Fraktion missachtet, 

ihre Wähler wurden verarscht und einige verfolgten lieber Eigeninteressen statt die Ärmsten 
zu schützen. Denn darum ging es: Nicht um die Lösung aller Wohnungsprobleme, sondern 
um Schutz der Ärmsten vor den Kugeln und Querschlägern der Staatsdesparados! 

Wir haben vor wenigen Minuten „Brüder zur Sonne, zur Freiheit“ gesungen. 

In diesem Sinne möchte ich schließen mit einem Gedicht von Erich Fried. 

Zur Sonne, zur Freiheit! 

Ich will Freunde haben 
so verläßlich  
wie meine Feinde 

und Feinde 
so unbeholfen 
wie viele Genossen 

und Arbeiter 
die soviel vom Kampf verstehen 
wie ihre Arbeitgeber 

Brüder 
das wäre 
der Sieg 

Vielen Dank für Eure Aufmerksamkeit! 
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